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Liebe Kollegin, lieber Kollege.

Der Bundesrat hat noch nicht entschieden, wie er die Ausschaffungsinitiative umsetzen möchte. Im vergangenen Mai hat er zwei Umsetzungsvarianten in die Vernehmlassung geschickt. Die Vernehmlassungsfrist dauert bis Ende September. Im Zentrum der Diskussion steht die Vereinbarkeit mit dem Völkerrecht. Die von der Justizministerin eingesetzte Arbeitsgruppe zur Umsetzung der Initiative hatte sich nicht einigen können. Während die SVP auf einer wörtlichen Umsetzung beharrte, plädierte die Mehrheit der Arbeitsgruppe für eine Lösung, die nicht gegen Völkerrecht oder das Prinzip der Verhältnismässigkeit verstossen würde. Die Variante der SVP sah vor, dass Ausländer automatisch ausgewiesen werden, wenn sie wegen eines bestimmten Delikts verurteilt werden. Dazu gehören zum Beispiel Sozialmissbrauch, Einbruchsdelikt, einfache Körperverletzung oder ein geringfügiges Drogendelikt. Die entsprechende Variante würde zu rund 16'000 Ausschaffungen jährlich führen, während die übrigen Vorschläge von jährlich rund 3'400 Ausschaffungen ausgehen. Von den zwei neuen Umsetzungsvarianten es Bundesrats deckt sich eine weitgehend mit dem Vorschlag der SVP und führte bei einer Vielzahl von Delikten unabhängig vom Strafmass zur Landesverweisung. Gemäss der „milderen“ Umsetzungsvariante soll bei bestimmten Delikten eine Strafe von mehr als 6 Monaten Freiheitsstrafe oder 180 Tagessätzen Geldstrafe im Regelfall zur Landesverweisung führen. Auch diese Variante ist mit dem Völkerrecht nur begrenzt vereinbar. Um Druck zu machen für eine Umsetzung in ihrem Sinne hat die SVP eine neue, sog. Durchsetzungsinitiative lanciert. Der Druck scheint Wirkung zu zeigen: Die „bürgerlichen“ Parteien neigen mehrheitlich dazu, der scharfen Umsetzungsvariante zuzustimmen.

Droht die Schweiz zum Unrechtsstaat zu werden? Und: sind jetzt alle nicht schweizerischen ArbeitskollegInnen beim geringsten Fehltritt von Ausschaffung bedroht?
Für diese Fragen haben wir einen haben wir einen ausgewiesenen Spezialisten eingeladen.
Infoabend zum Thema Ausschaffungsinitiative am 18. Oktober in Solothurn

Prominenter wie anerkannter Gastreferent in Solothurn: Dr. iur. Marc Spescha, Lehrbeauftragter für Migrationsrecht der Universität Freiburg
	
	

	
	


Donnerstag, 18. Oktober 2012, 19.00 Uhr, im Haus im Land Jugendherberge), Landhausquai 23, Solothurn 

Programm: 
19.00 Uhr: Begrüssung und Eröffnung der Veranstaltung durch Zoran Jovanovic, Präsident der MigrantInnengruppe der Unia Sektion Solothurn 
19.10 Uhr: Referat zur aktuellen Debatte über die Umsetzung der Ausschaffungsinitiative und den möglichen Folgen von: Dr. jur. Marc Spescha, Rechtsanwalt und Lehrbeauftragter für das Schweizerischen Migrationsrecht an der Universität Freiburg / Fribourg.

Anschliessend Diskussion. 

Im Anschluss an die Veranstaltung wird ein kleiner Apéro offeriert. 

Wir freuen uns auf deine Teilnahme: Unia Sektion Solothurn.
Union Sektion Solothurn, 18.10.2012.
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